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Vom Umgang mit Großprojekten: die Lehren der Weltstaudammkommission anlässlich ihres zehnten Jahrestags

Stuttgart 21 und die Proteste gegen die Atomtransporte im Wendland zeigen: in Deutschland mag die Bevölkerung die Folgen großer Infrastrukturprojekte nicht mehr duldsam hinnehmen, sondern will bei wichtigen ihr Leben betreffenden Entscheidungen gehört werden. Millionen Menschen, die von Großstaudämmen in aller Welt betroffen sind, geht es ähnlich.

Wie berechtigt ihre Proteste sind, bestätigte heute vor zehn Jahren die Weltstaudammkommission, ein Gremium, das Staudammbauer und –gegner sowie Wissenschaftler zusammenbrachte. Sie war gegründet worden, als der Widerstand gegen Zwangsumsiedlungen, Verarmung und den Verlust von Lebensgrundlagen als Folge von Dammbauten unüberhörbar wurde. Am 16.11.2000 präsentierte Nelson Mandela in London die Empfehlungen der Kommission, die in zweijähriger Arbeit aus der Analyse zahlreicher Einzelfälle und Länderstudien entstanden waren. 

Weltweit waren bis dahin etwa 40-80 Millionen Menschen von Großstaudämmen betroffen. Diese können zwar Wohlstand und Entwicklung bringen, häufig erfüllen sie aber die in sie gesteckten Erwartungen nicht, es kommt zu großen Kostensteigerungen oder die negativen Begleiterscheinungen überwiegen. Daraus entwickelte die Kommission ein neues Rahmenwerk für die Entscheidungsfindung und erstellte innovative Empfehlungen, wie der Bedarf an Wasser und Energie festgestellt und verschiedene Optionen, ihn zu decken, bewertet werden können, wie verschiedene Interessen von Beginn an berücksichtigt werden können und wie die Rechte aller Betroffenen respektiert werden können. Zentraler Bestandteil dieses Ansatzes war, dass die Kommission die Betroffenen als Inhaber von Rechten ansah, nicht bloß als passive Opfer oder Nutznießer der Projekte. Sie sollten daher von Anfang an mit am Verhandlungstisch sitzen. Die von der Kommission aufgestellten Prioritäten beinhalten unter anderem, dass Projektbetreiber die Akzeptanz der Betroffenen gewinnen und ihre Ansprüche anerkennen sollten, Alternativen umfassend geprüft werden sollten, Lebensgrundlagen erhalten bleiben und der Nutzen aus den Projekten geteilt werden sollte. 
Wohlgemerkt trugen auch die Industrievertreter, nachdem sie sich in der Kommission intensiv mit den sozialen und ökologischen Folgen der von ihnen vorangetriebenen Technologie befasst hatten, diese Empfehlungen mit. Zahlreiche Länder, darunter Deutschland, unterstützten sie und suchten in nationalen Dialogprozessen aktiv nach Wegen, sie umzusetzen.

Momentan unternimmt die Industrie jedoch verstärkte Anstrengungen, die einmal gesetzten Standards zu schwächen. Die Internationale Wasserkraftvereinigung IHA wird in Kürze ein neues Protokoll vorstellen, das sie als Alternative zu den Empfehlungen der Weltstaudammkommission etablieren möchte, das Staudammbauer jedoch auf keinerlei einzuhaltende Mindeststandards verpflichtet. Dabei zeigen gegenwärtig in Planung befindliche Staudämme wie der Belo Monte-Damm in Brasilien, der nun schon im zweiten Anlauf seit acht Jahren geplant wird und gegen den Nichtregierungsorganisationen gerade wieder Antrag auf Annullierung der Lizenz bei der Organisation Amerikanischer Staaten stellten, eindringlich, welch hohen Preis die Bevölkerung zahlen muss, wenn diese Empfehlungen nicht eingehalten werden - mit wie viel Verzögerung und Kostensteigerungen aber auch Regierungen und Unternehmen rechnen müssen, wenn sie die Projekte gegen den erklärten Willen der Bevölkerung durchzusetzen versucht. Dies haben sie nicht nur mit den Castor-Transporten hier in Deutschland gemeinsam.

Zu ihrem zehnten Jahrestag sind die Empfehlungen aktueller denn je –nicht nur für den Bau von Staudämmen, sonder auch für andere Infrastrukturprojekte, und nicht nur für Projekte in den sogenannten Entwicklungsländern, sondern auch bei uns.
Heike Drillisch, Koordinatorin von GegenStrömung
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